
oder Erscheinungen. So kann es z. B. jemandem gleich­
gültig sein, ob er ein grünes oder ein blaues Hemd 
trägt oder ob die Fußballmannschaft seiner Stadt Spiele 
gewinnt oder nicht. In diesen Fällen resultieren aus 
dem Zustand der Gleichgültigkeit Äußerungen oder 
Handlungen, die gesellschaftlich im wesentlichen be­
deutungslos sind. Erstreckt sich die Gleichgültigkeit 
aber auf Situationen und Vorgänge, die eine Einhal­
tung bestimmter gesellschaftlich notwendiger und ge­
setzlich fixierter Verhaltensnormen verlangen, und wer­
den diese Verantwortung begründende Rechtsnormen 
infolge der Gleichgültigkeit verletzt, so ist das Merkmal 
der v e r a n t w o r t u n g s l o s e n  Gleichgültigkeit ge­
geben.
Den Bezug zu konkreten Pflichten stellt auch H i n d e -  
r e r in den Mittelpunkt seiner Definition der Verant­
wortungslosigkeit. Danach gilt eine Entscheidung dann 
als verantwortungslos, „wenn der Täter die für ihn 
maßgebenden gesellschaftlichen und beruflichen Pflich­
ten derart verletzt hat, daß er sich in einer moralisch 
und rechtlich zu mißbilligenden Weise trotz der ihm 
bei gehöriger Anspannung seiner physischen und psy­
chischen Kräfte und Fähigkeiten möglichen verantwor­
tungsbewußten und pflichtgemäßen Entscheidung zu der 
als Straftat zu beurteilenden Handlung entschieden 
hat“7. Es erscheint insofern gerechtfertigt, die verant­
wortungslose Gleichgültigkeit als diejenige Form der 
Gleichgültigkeit zu bezeichnen, welche sich auf gesell­
schaftliche Anforderungen und Pflichten richtet und 
strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen kann. 
Danach erhebt sich die Frage, ob die eingangs genannte 
Indifferenz der Einstellung gegenüber mehreren, hin­
sichtlich der Pflichterfüllung ungleichen Handlungs­
möglichkeiten, denen subjektiv gleiche Bedeutung bei­
gemessen wird, das zentrale Kriterium der Gleich­
gültigkeit darstellt.
In diesem Sinne erscheint der Begriff der Gleichgültig­
keit durchaus anwendbar, wenn vor allem die beson­
dere Zielrichtung der Gleichgültigkeit richtig bestimmt 
wird. In ihrer Funktion als Tatbestandsmerkmal 
kommt die Gleichgültigkeit nicht in einer sozial nega­
tiven Beziehung zu einzelnen konkreten Anforderungen 
und Pflichten in der Unfallsituation zum Ausdruck, 
sondern in Beziehung zu der jeweiligen Situation im 
ganzen bzw. bereits zu den vorgelagerten Bedingungen. 
Würde sie sich auf die konkrete Alternativsituation be­
ziehen, so wäre der Tatbestand einer bewußten Pflicht­
verletzung nach §§ 7 oder 8 Abs. 1 StGB erfüllt.
Die Gleichgültigkeit i. S. des § 8 Abs. 2 StGB ist aber 
bereits in der „Vorphase“ wirksam und läßt es zu 
einem Bewußtwerden der konkreten kritischen Hand­
lungsbedingungen bzw. der daraus resultierenden 
Pflichtanforderungen nicht kommen. In dieser „Vor­
phase“ ist die Gleichgültigkeit nicht spezifisch gerich­
tet, sondern besteht in einem mehr allgemeinen subjek­
tiven Beziehungsmangel zur objektiven Außenwelt. Sie 
läßt deshalb im Einzelfall die Möglichkeit zu unter­
schiedlichen konkreten (unbewußten) Pflichtverletzun­
gen offen. Es hängt vor allem von der momentanen 
äußeren Situation ab, welche Pflichtverletzungen sich 
realisieren. Der Täter dringt nicht zur Erkenntnis der 
konkreten Alternativstruktur der Situation vor, in der 
er pflichtwidrig handelt, sondern bleibt auf einer nie­
deren Stufe analytischer Auseinandersetzungen stehen. 
Gleichgültigkeit schließt jedoch ein, daß der Handelnde 
die Alternativmöglichkeit des Verhaltens in der „Vor­
phase“ erkannt hat. Er muß sich seiner kritischen, ge­
sellschaftswidrigen subjektiven Beziehung in der „Vor-
7 Hinderer, „Wissenschaftlich-technischer Fortschritt und Pro­
bleme der individuellen Verantwortlichkeit im Wirtschafts­
strafrecht - als Beitrag zu Fragen der Täterpersönlichkeit“, 
Staat—Recht—Wirtschaft (Wissenschaftliche Beiträge der Martin- 
Luther-Universität 1966/9 - В 2), Halle 1966 S. 162 ff. (171).

phase“ bis zu einem gewissen Grade bewußt sein und 
muß — wenn auch nur in diffuser Weise — merken, daß 
er sich den gegebenen Verkehrsanforderungen und 
-bedingungen nicht mit der Gründlichkeit und Bereit­
schaft zuwendet, wie es zu einer gewissenhaften Erfül­
lung der Aufgaben notwendig wäre. In diesem Sinne 
liegt also ebenfalls eine erlebte Alternativstruktur im 
Handlungsablauf vor. Es besteht die Möglichkeit der 
Entscheidung zwischen einem konsequent pflichten­
orientierten Verhalten und einem Verhalten, das auch 
von vornherein geduldete Abweichungen von den 
Pflichten zuläßt. Da bei der fehlenden objektgebunde­
nen Konkretheit der Gleichgültigkeit auch die einzel­
nen möglichen Folgen nicht so wie bei der bewußten 
Leichtfertigkeit erkannt werden, ist zwar davon auszu­
gehen, daß sich die Gleichgültigkeit in erster Linie auf 
Folgen in Form von Pflichtverletzungen erstreckt. Bei 
diesen Pflichtverletzungen muß jedoch in der Regel zu­
gleich auch mit der Herbeiführung von Schäden gerech­
net werden. Zumindest geht aber nicht selten in die 
Gleichgültigkeit die Bewußtheit eines in Kauf genom­
menen erhöhten Unfallrisikos mit ein.
Ein wesentliches schuldbedingendes Moment liegt bei 
der Gleichgültigkeit darin, daß für den Täter gesell­
schaftlich Bedeutsames nicht auch subjektiv Bedeut­
sames ist. Er distanziert sich von gesellschaftlich not­
wendigen Forderungen und bezieht sie nicht in seine 
Entscheidungen ein, obwohl er auf Grund seiner Fähig­
keiten dazu in der Lage wäre. Die gesellschaftlich und 
somit objektiv auch für den Täter bedeutsamen Forde­
rungen bestehen hierbei nicht in einzelnen gesetzlich 
fixierten Pflichten, sondern in allgemein anerkannten 
und notwendigen sozialen Verhaltenserwartungen. 
Diese Verhaltenserwartungen bestehen darin, daß sich 
ein Bürger unseres Staates bei all seinen Handlungen 
und Entscheidungen davon leiten läßt, seinen Pflichten 
und seiner Verantwortung gegenüber der Gesellschaft 
stets gerecht zu werden bzw. gerecht werden zu kön­
nen. Er hat also auch solche subjektiven Bedingungen 
und Zustände zu vermeiden, die zu Pflichtverletzungen 
führen können. Die persönliche Zustimmung zu solchen 
Bedingungen oder Zuständen (wie z. B. die Gleichgültig­
keit) führt für sich allein in der Regel noch nicht zu 
strafrechtlicher Schuld, wohl aber, wenn daraus (be­
wußte oder unbewußte) Pflichtverletzungen entstehen 
und diese wiederum schwere Folgen nach sich ziehen. 
Zwischen der Gleichgültigkeit, den durch sie herbei­
geführten Pflichtverletzungen und den Folgen ist also 
ein Kausalzusammenhang nachzuweisen.
Während die bewußten Pflichtverletzungen mehr in 
Form eines gezielten Widerspruchs begangen werden 
(z. B. um sich rücksichtslos zur Verwirklichung egozen­
trischer Interessen im Verkehr durchzusetzen oder um 
in oppositioneller und aggressiver Absicht die notwen­
digen sozialen Forderungen zu negieren), äußert sich 
die indifferente Haltung gegenüber gesellschaftlich be­
deutsamen Verhaltungsgrundsätzen gewöhnlich in mehr 
passiver Weise (resultierend aus Bequemlichkeit, Ge­
dankenlosigkeit, Unbekümmertheit, Interesselosigkeit, 
Passivität, Gutgläubigkeit usw.).
Die auf Gleichgültigkeit beruhenden unbewußten 
Pflichtverletzungen vollziehen sich in Form ungenügen­
der psychischer Widerspiegelung konkreter Verkehrs­
anforderungen bzw. -bedingungen und deren mangel­
hafter erkenntnismäßiger Einordnung in das Pflichten­
gefüge. Da sich der Täter der Situation nicht in der er­
forderlichen Weise zuwendet, nimmt er bestimmte Um­
stände nicht wahr oder erkennt ihre Bedeutung nicht 
richtig.
Dadurch wirken entweder bestehende Handlungs­
impulse in situationsinadäquater Weise weiter, oder es 
werden neue, falsche Handlungsimpulse wirksam.


